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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS
zu den Erfahrungswerten im Zusammenhang mit dem Schutz von Menschen mit Behinderungen durch Petitionen (Petitionen Nr. 2582/2013, 2551/2014, 0074/2015, 0098/2015, 1140/2015, 1305/2015, 1394/2015, 0172/2016, 0857/2016, 1056/2016, 1147/2016, 0535/2017, 1077/2017, 0356/2018, 0367/2018, 0371/2018, 0530/2018, 0724/2018, 0808/2018, 0959/2018, 0756/2019, 0758/2019, 0954/2019, 1124/2019, 1170/2019, 1262/2019, 0294/2020, 0470/2020, 0527/2020, 0608/2020, 0768/2020, 0988/2020, 1052/2020, 1139/2020, 1205/2020, 1299/2020, 0103/2021 und weitere)
(2020/2209(INI))
Das Europäische Parlament,
–	unter Hinweis auf die Petitionen, die zu den im Titel dieser Entschließung skizzierten Angelegenheiten im Zusammenhang mit Behinderungen eingegangen sind, und auf die Beschlüsse des Petitionsausschusses zu diesen Petitionen,
–	gestützt auf Artikel 2 des Vertrags über die Europäische Union (EUV),
–	gestützt auf die Artikel 19, 48, 67 Absatz 4, 153, 165, 168 und 174 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV),
–	unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im Folgenden „Charta“), insbesondere die Artikel 3, 21, 24, 26, 34, 35, 41 und 47,
–	unter Hinweis auf die europäische Säule sozialer Rechte, insbesondere die Grundsätze 1, 3, 10 und 17,
–	unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und dessen Inkrafttreten am 21. Januar 2011 gemäß dem Beschluss 2010/48/EG des Rates vom 26. November 2009 über den Abschluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen durch die Europäische Gemeinschaft[footnoteRef:1], [1:  ABl. L 23 vom 27.1.2010, S. 35.] 

–	unter Hinweis auf die allgemeinen Bemerkungen des Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen als maßgebliche Leitlinien für die Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen,
–	unter Hinweis auf den Verhaltenskodex zwischen dem Rat, den Mitgliedstaaten und der Kommission zur Festlegung interner Regelungen für die Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen durch die Europäische Union und für die Vertretung der Europäischen Union in Bezug auf das Übereinkommen[footnoteRef:2], [2:  ABl. C 340 vom 15.12.2010, S. 11.] 

–	unter Hinweis auf die abschließenden Bemerkungen des Ausschusses der Vereinten Nationen für die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 2. Oktober 2015 zu dem ersten Bericht der Europäischen Union,
–	unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes,
–	unter Hinweis auf die strategische Untersuchung des Bürgerbeauftragten zu der Frage‚ wie die Europäische Kommission sicherstellen kann, dass Menschen mit Behinderungen auf ihre Websites zugreifen können (OI/6/2017/EA),
–	unter Hinweis auf die strategische Untersuchung des Bürgerbeauftragten zu der Frage, wie die Europäische Kommission die EU-Mittel überwacht, die zur Förderung des Rechts von Menschen mit Behinderungen und älteren Menschen auf ein selbstbestimmtes Leben verwendet werden (OI/2/2021/MMO),
–	unter Hinweis auf den Grundrechtebericht 2020 der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA),
–	unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses mit dem Titel „Gestaltung der EU-Agenda für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2020–2030“ vom 11. Dezember 2019,
–	unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen[footnoteRef:3], [3:  ABl. L 151 vom 7.6.2019, S. 70.] 

–	unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2016/2102 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 über den barrierefreien Zugang zu Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen[footnoteRef:4], [4:  ABl. L 327 vom 2.12.2016, S. 1.] 

–	unter Hinweis auf die Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation[footnoteRef:5], [5:  ABl. L 321 vom 17.12.2018, S. 36.] 

–	unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 3. März 2021 mit dem Titel „Union der Gleichheit: Strategie für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021–2030“ (COM(2021)0101),
–	unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie des Rates zur Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung (COM(2008)0426, „Antidiskriminierungsrichtlinie“) und auf den diesbezüglichen Standpunkt des Parlaments vom 2. April 2009[footnoteRef:6], [6:  ABl. C 137 E vom 27.5.2010, S. 68.] 

–	unter Hinweis auf die Empfehlung des Rates vom 4. Juni 1998 über einen Parkausweis für Behinderte[footnoteRef:7], [7:  ABl. L 167 vom 12.6.1998, S. 25.] 

–	unter Hinweis auf die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 27. November 2020 mit dem Titel „Evaluierung der Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010–2020“ (SWD(2020)0291),
–	unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. April 2020 zu abgestimmten Maßnahmen der EU zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie und ihrer Folgen[footnoteRef:8], [8:  Angenommene Texte, P9_TA(2020)0054.] 

–	unter Hinweis auf seine Entschließung vom 18. Juni 2020 zu der Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen für die Zeit nach 2020[footnoteRef:9], [9:  Angenommene Texte, P9_TA(2020)0156.] 

–	unter Hinweis auf seine Entschließung vom 8. Juli 2020 zu den Rechten von Menschen mit geistiger Behinderung und von ihren Familien in der COVID-19-Krise[footnoteRef:10], [10:  Angenommene Texte, P9_TA(2020)0183.] 

–	unter Hinweis auf die Studie mit dem Titel „European Structural and Investment Funds and People with Disabilities in the European Union“[footnoteRef:11] (Europäische Struktur- und Investitionsfonds und Menschen mit Behinderungen in der Europäischen Union), die von der Generaldirektion Interne Politikbereiche am 3. November 2016 veröffentlicht wurde, [11:  Studie – „European Structural and Investment Funds and People with Disabilities in the European Union“ (Europäische Struktur- und Investitionsfonds und Menschen mit Behinderungen in der Europäischen Union), Europäisches Parlament, Generaldirektion Interne Politikbereiche, Fachabteilung C – Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten, 3. November 2016.] 

–	unter Hinweis auf die Studie mit dem Titel „Inclusive education for learners with disabilities: EU and international policies and best practices“[footnoteRef:12] (Inklusive Bildung für Lernende mit Behinderungen: Maßnahmen der EU und internationale Maßnahmen sowie bewährte Verfahren), die von der Generaldirektion Interne Politikbereiche am 15. September 2017 veröffentlicht wurde, [12:  Studie – „Inclusive education for learners with disabilities“ (Inklusive Bildung für Lernende mit Behinderungen), Europäisches Parlament, Generaldirektion Interne Politikbereiche, Fachabteilung C – Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten, 15. September 2017.] 

–	unter Hinweis auf die Studie mit dem Titel „The protection role of the Committee on Petitions in the context of the implementation of the UN Convention on the Rights of Persons with Disabilities“[footnoteRef:13] (Zur Schutzfunktion des Petitionsausschusses im Zusammenhang mit der Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen), die von der Generaldirektion Interne Politikbereiche am 9. Oktober 2015 veröffentlicht wurde, sowie ihre Aktualisierungen von 2016, 2017 und 2018, [13:  Studie – „The protection role of the Committee on petitions in the context of the implementation of the UN Convention on the Rights of Persons with Disabilities“ (Zur Schutzfunktion des Petitionsausschusses im Zusammenhang mit der Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen), Europäisches Parlament, Generaldirektion Interne Politikbereiche, Fachabteilung C – Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten, 9. Oktober 2015.] 

–	unter Hinweis auf die eingehende Analyse mit dem Titel „The European Accessibility Act“[footnoteRef:14] (Zum europäischen Rechtsakt zur Barrierefreiheit), die von der Generaldirektion Interne Politikbereiche am 15. August 2016 veröffentlicht wurde, [14:  Eingehende Analyse – „The European Accessibility Act“ (Zum europäischen Rechtsakt zur Barrierefreiheit), Europäisches Parlament, Generaldirektion Interne Politikbereiche, Fachabteilung C – Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten, 15. August 2016.] 

–	unter Hinweis auf die Studie mit dem Titel „Transport and tourism for persons with disabilities and persons with reduced mobility“[footnoteRef:15] (Verkehr und Tourismus für Menschen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität), die von der Generaldirektion Interne Politikbereiche am 8. Mai 2018 veröffentlicht wurde, [15:  Studie – „Transport and tourism for persons with disabilities and persons with reduced mobility“ (Verkehr und Tourismus für Menschen mit Behinderungen und Personen mit eingeschränkter Mobilität), Europäisches Parlament, Generaldirektion Interne Politikbereiche, Fachabteilung B – Struktur- und Kohäsionspolitik, 8. Mai 2018.] 

–	unter Hinweis auf die Studie mit dem Titel „The Post-2020 European Disability Strategy“[footnoteRef:16] (Europäische Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen für die Zeit nach 2020), die von der Generaldirektion Interne Politikbereiche am 15. Juli 2020 veröffentlicht wurde, [16:  Studie – „The Post-2020 European Disability Strategy“ (Europäische Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen für die Zeit nach 2020), Europäisches Parlament, Generaldirektion Interne Politikbereiche, Fachabteilung C – Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten, 15. Juli 2020.] 

–	gestützt auf Artikel 54 und Artikel 227 Absatz 3 seiner Geschäftsordnung,
–	unter Hinweis auf die Stellungnahmen des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten sowie des Ausschusses für die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter,
–	unter Hinweis auf den Bericht des Petitionsausschusses (A9‑0000/2021),
A.	in der Erwägung, dass sich etwa 1 % aller Petitionen, die Jahr für Jahr beim Petitionsausschuss eingehen, auf verschiedene Themen im Zusammenhang mit Behinderungen bezieht;
B.	in der Erwägung, dass durch Petitionen zu Themen im Zusammenhang mit Behinderungen aufgezeigt wird, mit welchen Schwierigkeiten Menschen mit Behinderungen konfrontiert sind, dass sie im Alltag Diskriminierung und Hindernissen ausgesetzt sind und dass sie nicht in den Genuss der Grundrechte und der im Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen festgelegten Rechte kommen, etwa in Bezug auf den Zugang zu öffentlichen Verkehrsmitteln, den barrierefreien Zugang zur bebauten Umgebung, den Gebrauch von Gebärdensprachen, die Finanzierung von Bildung und Berufsbildung und den gleichberechtigten Zugang dazu;
C.	in der Erwägung, dass alle Menschen mit Behinderungen auf derselben Grundlage wie alle anderen Menschen in allen Lebensbereichen die gleichen Rechte und Anspruch auf unveräußerliche Würde, Gleichbehandlung, eigenständige Lebensführung, Selbstbestimmung und uneingeschränkte Teilhabe an der Gesellschaft haben und erwarten dürfen, dass ihrem Beitrag zum Fortschritt in den Bereichen Gesellschaft, Politik und Wirtschaft in der EU Achtung und Wertschätzung entgegengebracht wird;
D.	in der Erwägung, dass Informationen aus Petitionen, die beim Parlament von Menschen mit Behinderungen oder zu Angelegenheiten im Zusammenhang mit Behinderungen eingereicht werden, als Informationsquelle in Bezug auf Lücken bei der Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen sowohl in den Mitgliedstaaten als auch auf Unionsebene dienen und zur Gestaltung der Rechtsvorschriften in allen Politikbereichen beitragen können;
E.	in der Erwägung, dass der Petitionsausschuss eine „Schutzfunktion“ einnimmt und dabei dafür Sorge trägt, dass sich die EU im Rahmen der politischen und gesetzgeberischen Maßnahmen auf Unionsebene an das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen hält;
F.	in der Erwägung, dass das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen der erste internationale Menschenrechtsvertrag ist, der von der EU und all ihren Mitgliedstaaten ratifiziert wurde;
G.	in der Erwägung, dass die EU und fünf Mitgliedstaaten das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen nicht ratifiziert haben;
H.	in der Erwägung, dass eine Union der Gleichheit für alle und in jeder Hinsicht eine der Prioritäten in den politischen Leitlinien der derzeitigen Kommission ist; 
I.	in der Erwägung, dass die Schaffung des Amtes des Kommissionsmitglieds für Gleichheitspolitik im Hinblick auf die Ausarbeitung der neuen Strategie für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021–2030 von entscheidender Bedeutung war;
J.	in der Erwägung, dass das Parlament die Mitgliedstaaten in seinen Entschließungen wiederholt mit Nachdruck dazu aufgefordert hat, angemessene Maßnahmen zu ergreifen, damit Menschen mit Behinderungen ihre Rechte in Gesellschaft, Politik und Wirtschaft uneingeschränkt wahrnehmen können;
K.	in der Erwägung, dass die Mitgliedstaaten die Verantwortung dafür tragen, dass sichergestellt ist, dass alle Bürgerinnen und Bürger das gesetzlich verankerte Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem unabhängigen und unparteiischen Gericht wahrnehmen können und dass alle Menschen die Möglichkeit zur Beratung, Verteidigung und Vertretung haben;
L.	in der Erwägung, dass 24 Mitgliedstaaten im Anschluss an die Auskunftsersuchen, die der Petitionsausschuss zu der Petition Nr. 0535/2017 an die Ständigen Vertretungen aller Mitgliedstaaten gerichtet hatte, umfassend über ihre Fortschritte bei der Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, in dem Barrierefreiheit eines der Grundprinzipien ist, Bericht erstattet haben;
M.	in der Erwägung, dass die Antidiskriminierungsrichtlinie, die durch einen Querschnittsansatz besseren Schutz vor Diskriminierung jeglicher Art bieten soll, nach wie vor im Rat blockiert wird, und in der Erwägung, dass dies seit über zehn Jahren der Fall ist;
N.	in der Erwägung, dass Barrierefreiheit eine Voraussetzung für die gleichberechtigte Ausübung aller anderen Rechte des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen ist; in der Erwägung, dass die Kommission mehrere Maßnahmen zur Überwachung der Umsetzung der geltenden Rechtsvorschriften zur Barrierefreiheit und neue Maßnahmen zur Schaffung einer barrierefreien Union vorgeschlagen hat;
O.	in der Erwägung, dass mehrere Petitionen die Probleme der Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen beim Zugang zur bebauten Umgebung und zu Verkehrsmitteln sowie beim barrierefreien Zugang zu Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen (IKT) und zu sonstigen Einrichtungen und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden, verdeutlichen;
P.	in der Erwägung, dass im Parlament eine dienststellenübergreifende Arbeitsgruppe für Gebärdensprache eingerichtet wurde, die Maßnahmen ergreifen soll, um dem Anliegen aus der Petition Nr. 1056/2016 gerecht zu werden, dass Petitionen in den in der Europäischen Union gebräuchlichen nationalen Gebärdensprachen eingereicht werden können;
Q.	in der Erwägung, dass mehrere Petitionen belegen, dass sich die Lage von Menschen mit Behinderungen durch die COVID-19-Pandemie verschärft hat, unter anderem durch die Verletzung grundlegender Menschenrechte der Menschen mit Behinderungen, etwa beim Zugang zur Gesundheitsversorgung und durch Schutzmaßnahmen gegen die Ausbreitung der Krankheit;
Politische Steuerung und Durchführung
1.	betont, dass auf allen Ebenen für die im Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen verankerten Rechte sensibilisiert werden muss, um die Rechte und die Würde der Menschen mit Behinderung zu schützen sowie die fruchtbare Zusammenarbeit und den Austausch bewährter Verfahren unter den Mitgliedstaaten zu fördern;
2.	fordert alle Mitgliedstaaten, die das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen noch nicht ratifiziert haben, auf, dies umgehend zu tun, und fordert die EU auf, das Protokoll vollständig zu ratifizieren; fordert den Rat auf, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um den Beitritt der Union zum Fakultativprotokoll sicherzustellen;
3.	ist der Ansicht, dass das Fakultativprotokoll ein untrennbarer Bestandteil des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen ist; weist darauf hin, dass das Fakultativprotokoll den Bürgerinnen und Bürgern ein Forum bietet, um mutmaßliche Verstöße gegen die Bestimmungen des Übereinkommens durch den Vertragsstaat zu melden, und dass es dem Ausschuss der Vereinten Nationen zum Schutz der Rechte von Menschen mit Behinderungen ermöglicht, vertrauliche Untersuchungen einzuleiten, wenn er Informationen erhält, die auf einen schweren oder systematischen Verstoß durch einen Vertragsstaat hindeuten;
4.	nimmt die Fortschritte zur Kenntnis, die die Mitgliedstaaten bei der wirksamen Umsetzung und Überwachung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und bei der Anpassung der Maßnahmen für Barrierefreiheit erzielt haben, um den Bestimmungen des Übereinkommens gerecht zu werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, zuständige Behörden zu benennen, die als Kontaktstellen dienen, und gemäß Artikel 33 des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen auf allen Verwaltungsebenen Koordinierungsmechanismen für die Umsetzung und Überwachung einzurichten;
5.	befürwortet den Vorschlag der Kommission, eine Plattform für Angelegenheiten im Zusammenhang mit Behinderungen einzurichten, um die Steuerung der Zusammenarbeit auf Unionsebene und der Umsetzung der Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2021–2030 sowie der entsprechenden nationalen Strategien zu stärken;
6.	nimmt die Aufforderung der Kommission zur Kenntnis, dass alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen sowie die Delegationen der EU „Behindertenbeauftragte“ benennen sollten; bekräftigt seine Forderung, in allen Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU Kontaktstellen einzurichten, auch im Parlament und im Rat, wobei sich die zentrale Kontaktstelle im Generalsekretariat der Kommission befinden und über einen angemessenen interinstitutionellen Mechanismus für Unterstützung gesorgt werden sollte;
7.	fordert die Kommission auf, dafür Sorge zu tragen, dass die Mitgliedstaaten die Datenschutz-Grundverordnung[footnoteRef:17] ordnungsgemäß umsetzen und die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um sensible Daten von Menschen mit Behinderungen zu schützen; [17:  Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).] 

Teilhabe
8.	betont, dass Organisationen für Menschen mit Behinderungen konsultiert und in sämtliche Phasen der Planung, Annahme, Umsetzung und Überwachung aller Arten von Maßnahmen aktiv einbezogen werden müssen, damit diese Maßnahmen nicht zur Verletzung ihrer Grundrechte führen; begrüßt die Zusage der Kommission, Organisationen für Menschen mit Behinderungen in die Umsetzung der Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2021–2030 einzubinden;
9.	weist erneut darauf hin, dass Menschen mit Behinderungen und die sie vertretenden Organisationen beim Erlass von Maßnahmen im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie, beispielsweise Erholungs- und Impfplänen, und bei allen zukünftigen potenziellen Krisen konsultiert und einbezogen werden müssen;
Freizügigkeit
10.	begrüßt den Vorschlag der Kommission zur Einführung eines EU-Behindertenausweises, der bis Ende 2023 in allen Mitgliedstaaten anerkannt werden soll, um so die Ergebnisse des Pilotprojekts zu einem EU-Behindertenausweis und einem Parkausweis für Menschen mit Behinderungen umzusetzen; vertritt die Auffassung, dass ein EU-Behindertenausweis, der in allen Mitgliedstaaten verbindlich sein sollte, ein wichtiges Instrument ist, um Menschen mit Behinderungen bei der Ausübung ihres Rechts auf Freizügigkeit in einer barrierefreien Union zu unterstützen;
11.	begrüßt nachdrücklich die Einführung stärkerer Fahrgastrechte im Eisenbahnverkehr für Menschen mit Behinderungen und eingeschränkter Mobilität, insbesondere die allmähliche Abschaffung der derzeitigen Ausnahmen für die Mitgliedstaaten und die Verkürzung des Ankündigungszeitraums, den Menschen mit Behinderungen oder eingeschränkter Mobilität, die Hilfe benötigen, einhalten müssen; legt den Mitgliedstaaten nahe, soweit möglich kürzere Ankündigungszeiträume für Menschen mit Behinderungen, die beim Reisen Hilfe benötigen, vorzusehen, damit Menschen mit Behinderungen und eingeschränkter Mobilität ihre Rechte auf Freizügigkeit leichter ausüben können; fordert, dass die in der Neufassung der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007[footnoteRef:18] festgelegten Regelungen in allen Mitgliedstaaten rasch umgesetzt werden;  [18:  Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 14).] 

Barrierefreiheit
12.	nimmt den Vorschlag der Kommission zur Einrichtung des Ressourcenzentrums „AccessibleEU“ bis 2022 zur Kenntnis; fordert die Kommission auf, einen EU-Ausschuss für Barrierefreiheit einzurichten, der für die Ausarbeitung technischer Spezifikationen zur Barrierefreiheit zuständig wäre, die als Unterstützung für bestimmte politische Maßnahmen und Rechtsvorschriften der EU dienen, und der Konsultationen mit Rechteinhabern und Interessenträgern durchführt, die Mitgliedstaaten und die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU bei der harmonisierten Umsetzung der Barrierefreiheit im Interesse des Binnenmarkts unterstützt und auf die Bedeutung der Barrierefreiheit für eine inklusionsgeprägte Gesellschaft aufmerksam macht;
13.	bedauert, dass der barrierefreie Zugang zur bebauten Umgebung und die physische Barrierefreiheit nicht in den Geltungsbereich des europäischen Rechtsakts zur Barrierefreiheit aufgenommen wurden; fordert die Kommission auf, den europäischen Rechtsakt zur Barrierefreiheit als Grundlage für die Annahme eines soliden Unionsrahmens für eine barrierefreie und inklusionsgeprägte Umgebung mit vollständig barrierefreien öffentlichen Räumen und Dienstleistungen heranzuziehen, wozu auch öffentlicher Verkehrs-, Kommunikations- und Finanzdienstleistungen und die bebaute Umgebung zählen;
14.	fordert die Mitgliedstaaten auf, für die rasche Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2102 über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen auf allen Ebenen zu sorgen und somit sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen auf sämtliche Informationen zugreifen können, die ihnen in einem barrierefreien Format zur Verfügung stehen müssen; begrüßt die Initiative der Kommission für einen Aktionsplan zur Barrierefreiheit im Netz für alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU, mit der sichergestellt werden soll, dass die EU-Websites und die auf diesen Websites und Online-Plattformen veröffentlichten Unterlagen mit den Barrierefreiheitsanforderungen der Union im Einklang stehen; fordert alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU auf, die Barrierefreiheitsanforderungen der Union so schnell wie möglich zu erfüllen;
15.	legt den Dienststellen des Parlaments nahe, ihre Bemühungen fortzusetzen und das Projekt der dienststellenübergreifenden Arbeitsgruppe für Gebärdensprache in möglichst kurzer Zeit abzuschließen, um den Anträgen aus der Petition Nr. 1056/2016 nachzukommen, damit Petitionen in den in der EU gebräuchlichen internationalen und nationalen Gebärdensprachen eingereicht werden können und Gebärdende ihr Grundrecht auf Petition besser ausüben können;
Bekämpfung der Diskriminierung
16.	stellt fest, dass es keine gegenseitige Anerkennung des Behindertenstatus in den Mitgliedstaaten gibt; fordert die Mitgliedstaaten auf, im Geiste gegenseitigen Vertrauens besser zusammenzuarbeiten und den in einem anderen Mitgliedstaat zuerkannten Status anzuerkennen; unterstreicht, dass die Kommission anstrebt, mit den Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, um den Umfang der gegenseitigen Anerkennung des Behindertenstatus in Bereichen wie der Mobilität der Arbeitskräfte zu erweitern und die Vorteile in Verbindung mit den Bedingungen für die Erbringung von Dienstleistungen auszuweiten;
17.	betont, dass dringend EU-Rechtsvorschriften erforderlich sind, mit denen die Bürgerinnen und Bürger in der EU vor allen Formen der Diskriminierung geschützt werden; fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die Querschnittsrichtlinie gegen Diskriminierung, die von der Kommission im Jahr 2008 vorgelegt wurde, zu billigen; fordert die Kommission auf, eine alternative Lösung vorzulegen, um bei der Bekämpfung der Diskriminierung in allen Lebensbereichen in der gesamten EU so schnell wie möglich Fortschritte zu erzielen;
18.	verurteilt jegliche medizinische Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen aufs Schärfste; weist darauf hin, dass die einschlägigen Maßnahmen der Mitgliedstaaten mit dem Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Einklang stehen müssen und durch sie ein gleichberechtigter und diskriminierungsfreier Zugang zu Gesundheitsversorgung und Sozialdiensten sichergestellt sein muss; betont, dass Menschen mit Behinderungen die gleiche medizinische Behandlung verdienen wie alle anderen Menschen, auch medizinische Intensivpflege und auch während Gesundheitskrisen wie der COVID-19-Pandemie;
19.	bekräftigt seine Forderung an die Kommission, gemeinsam mit dem Gerichtshof der Europäischen Union an Strategien für Kommunikation und Barrierefreiheit zu arbeiten, damit Menschen mit Behinderungen das Rechtssystem der EU in Anspruch nehmen können, ohne Formen der Diskriminierung ausgesetzt zu sein;
Vergabe öffentlicher Aufträge und EU-Mittel
20.	weist erneut darauf hin, dass Vergabeverfahren in den Mitgliedstaaten so durchgeführt und abgeschlossen werden müssen, dass die Grundrechte der Begünstigten, einschließlich Menschen mit Behinderungen, vollständig gewahrt bleiben; weist darauf hin, dass sich die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Rechtsvorschriften über die Vergabe öffentlicher Aufträge an das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen halten müssen, insbesondere in Verbindung mit der Auswahl der Kommunikationsmittel, der technischen Spezifikationen, der Vergabekriterien und der Bedingungen für die Ausführung eines Auftrags;
21.	fordert die Mitgliedstaaten auf, die Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderungen mit Mitteln aus den Kohäsionsfonds zu verbessern und gleichzeitig die Grundsätze der Barrierefreiheit und des Diskriminierungsverbots zu achten sowie in Chancengleichheit und die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen zu investieren, unter anderem um den Übergang vom Leben in einer Einrichtung zum Leben in einer Gemeinschaft zu fördern; fordert die Kommission auf, die Verwendung von Unionsmitteln im Einklang mit dem Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen streng zu überwachen;
Forschung
22.	fordert die Kommission auf, weitere Forschung in Bezug auf den Einfluss und die gesundheitlichen Auswirkungen von LED-Lampen durchzuführen, insbesondere auf lichtempfindliche Personen und Menschen mit Behinderungen;
Bildung
23.	begrüßt, dass die Mitgliedstaaten bereit sind, politische Maßnahmen für inklusive Bildung umzusetzen, fordert sie jedoch auf, die Kapazitäten ihrer Bildungssysteme zu erweitern, um allen Lernenden hochwertige inklusive Bildungsangebote zu machen, und fordert die Kommission auf, der Garantie für Kinder einen höheren Stellenwert beizumessen, wenn es darum geht, für die Inklusion von Kindern mit Behinderungen Sorge zu tragen;
°
°	°
24.	beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung der Kommission, dem Rat, den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten, der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte, dem Ausschuss der Regionen und dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie den Vereinten Nationen zu übermitteln.
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Einleitung

Bis zu ein Viertel der Wahlberechtigten in der Union gibt an, zu einem gewissen Grad beeinträchtigt oder behindert zu sein. Vor über zehn Jahren trat die EU dem Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen bei. Es trat in der EU am 23. Januar 2011 in Kraft. Das Übereinkommen ist das erste verbindliche Menschenrechtsinstrument, das speziell auf Behinderungen eingeht und dessen Zweck es ist „den vollen und gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen und zu gewährleisten und die Achtung der ihnen innewohnenden Würde zu fördern“. Die EU und all ihre Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien, wobei Irland das Übereinkommen im Jahr 2018 als letzter Mitgliedstaat ratifiziert hat. Gemäß diesem Übereinkommen ist die EU verpflichtet, gleiche Rechte für Menschen mit Behinderungen in allen Aspekten der Durchführung zu fördern, zu schützen und zu überwachen. 

Auf der Grundlage der Ergebnisse der bisherigen Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010–2020 verabschiedete die Kommission im März 2021 die neue Strategie für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021–2030. Mit dieser neuen Strategie soll das Leben von Menschen mit Behinderungen in einer barrierefreien Union verbessert und die soziale und wirtschaftliche Inklusion und Teilhabe der Menschen mit Behinderung in der Gesellschaft frei von Diskriminierung und unter uneingeschränkter Achtung ihrer Rechte gleichberechtigt mit anderen gefördert werden. Dabei darf nicht vergessen werden, dass die Schaffung des Amtes des Kommissionsmitglieds für Gleichheitspolitik im Hinblick auf die Ausarbeitung der neuen Strategie für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021–2030 von entscheidender Bedeutung war.

Über sein Petitionsverfahren nimmt der Petitionsausschuss des Parlaments (PETI) beim Schutz der Rechte von Menschen mit Behinderung in der EU eine unmittelbare Aufgabe wahr.

Der Anteil der Petitionen, die sich auf die Rechte von Menschen mit Behinderungen beziehen, ist in den vergangenen Jahren relativ stabil geblieben: 2018 wurden 23 Petitionen dazu eingereicht (1,2 %), 2019 waren es 12 (0,6 %), 2020 hingegen 20 (1,2 %). Die häufigsten Anliegen der Petenten im Zusammenhang mit der Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderungen betreffen Barrierefreiheit und Sozialschutz, die gegenseitige Anerkennung einer Behinderung in den Mitgliedstaaten sowie inklusive Bildung und Arbeitnehmerrechte. Die beim Europäischen Parlament eingegangenen Petitionen zeigen die Hindernisse für Menschen mit Behinderungen in verschiedenen Bereichen auf, so etwa beim Zugang zu öffentlichen Verkehrsmitteln und bebauter Umgebung, beim Gebrauch von Gebärdensprachen und bei der Finanzierung von Bildungsangeboten oder dem Zugang dazu.

Obwohl Themen im Zusammenhang mit Behinderungen einen geringen Anteil der eingereichten Petitionen ausmachen, haben sie für die Pflicht des Parlaments, die Rechte von Menschen mit Behinderungen und die Gleichbehandlung gemäß dem Völkerrecht zu fördern, zu überwachen und zu schützen, große Bedeutung. Der Petitionsausschuss nimmt eine „Schutzfunktion“ ein und trägt dabei dafür Sorge, dass sich die EU im Rahmen der politischen und gesetzgeberischen Maßnahmen auf Unionsebene an das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen hält. Diese Funktion geht mit einer zentralen institutionellen Verantwortung einher, die dem Ausschuss im Unionsrahmen zukommt.

Gemäß Artikel 33 Absatz 2 des Übereinkommens müssen die Vertragsstaaten für die Förderung, den Schutz und die Überwachung der Durchführung dieses Übereinkommens eine Struktur schaffen. Der Unionsrahmen umfasst das Europäische Parlament, den Europäischen Bürgerbeauftragten, die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte und das Europäische Behindertenforum. Dieser Rahmen dient als Ergänzung zu den Überwachungsrahmen der Mitgliedstaaten. 

Über Themen im Zusammenhang mit Behinderungen wird regelmäßig im Plenum debattiert, und der Petitionsausschuss veranstaltet jedes Jahr einen Workshop oder eine Anhörung zu den Rechten von Menschen mit Behinderungen. Die jüngste Veranstaltung fand am 28. Oktober 2020 statt. Der Bürgerbeauftragte, die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte, die Kommission, das Europäische Behindertenforum, nichtstaatliche Organisationen und Sachverständige beteiligen sich tatkräftig an diesen Workshops und Anhörungen.

Zu den Zielen dieses Berichts gehören unter anderem, aber nicht ausschließlich

	die Sensibilisierung für die Probleme von Menschen mit Behinderungen,
	die nachdrückliche Aufforderung an die Mitgliedstaaten der EU, dafür Sorge zu tragen, dass geltendes Unionsrecht zum Schutz, zur Förderung und zur Überwachung der Rechte von Menschen mit Behinderungen angemessen durchgesetzt wird,
	die nachdrückliche Aufforderung an die Kommission, die Überwachung der Durchführung des Unionsrechts zu verstärken und das geltende Unionsrecht zu verbessern, wenn festgestellt wurde, dass es für den Schutz der Rechte von Menschen mit Behinderungen nicht angemessen ist.


Feststellungen des Berichts: 

Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen

In dem Bericht wird hervorgehoben, dass für die im Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen verankerten Rechte sensibilisiert werden muss, und es wird betont, dass die Zusammenarbeit und der Austausch bewährter Verfahren unter den Mitgliedstaaten gefördert werden müssen. Organisationen für Menschen mit Behinderungen sollten in allen Phasen konsultiert und einbezogen werden, damit sichergestellt ist, dass die in der Folge ergriffenen Maßnahmen nicht gegen die Grundrechte der Menschen mit Behinderungen verstoßen. 

Kontaktstellen 

Gemäß Artikel 33 Absatz 1 des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen müssen die Vertragsstaaten Anlaufstellen für Angelegenheiten in Verbindung mit der Durchführung des Übereinkommens bestimmen. Da diese noch nicht in allen Mitgliedstaaten benannt worden sind, wird mit dem Bericht ihre unverzügliche Benennung gefordert.

Gemäß Artikel 33 Absätze 2 und 3 des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen müssen die Vertragsstaaten einen unabhängigen Überwachungsmechanismus benennen oder einrichten, um die Durchführung des Übereinkommens zu fördern, zu schützen und zu überwachen, sowie die Zivilgesellschaft einbeziehen und ihr die Möglichkeit bieten, in vollem Umfang am Überwachungsprozess teilzunehmen. 

In Bulgarien ist die Anlaufstelle beispielsweise die Abteilung für die Integration von Menschen mit Behinderungen des Ministeriums für Arbeit und Soziales. In seinen abschließenden Bemerkungen von 2018 äußerte der Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen Besorgnis darüber, dass Bulgarien noch keinen unabhängigen Überwachungsmechanismus gemäß Artikel 33 Absätze 2 und 3 des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen benannt hatte. Der Ausschuss vertrat die Ansicht, dass Bulgarien einen solchen Mechanismus benennen und die vollständige und aktive Beteiligung der Menschen mit Behinderungen an einem solchen unabhängigen Überwachungsmechanismus sicherstellen sollte[footnoteRef:19].  [19:  Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen, „Concluding observations on the initial report of Bulgaria“ (Abschließende Bemerkungen zum ersten Bericht Bulgariens) (CRPD/C/BGR/CO/1) (22. Oktober 2018), [72], http://docstore.ohchr.org/SelfServices/FilesHandler.ashx?enc=6QkG1d%2FPPRiCAqhKb7yhsk80ZBJx%2BmVEa%2BXQpyKbrX6eiw%2FONDuhjOleQ0WS4ZCou%2F8e0LnMpan4%2FdVYURMuW4m5XiBzJIDxfa0hBsK%2FFlxXg2LE6I3Y%2FwmkUJ%2FZAlza.] 


Fakultativprotokoll 

Das Fakultativprotokoll sieht vor, dass sich Einzelpersonen mit Mitteilungen an den Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen wenden können, die behaupten, durch einen Vertragsstaat in ihren Grundrechten verletzt worden zu sein. Der Ausschuss kann dann auf der Grundlage dieser Meldung vertrauliche Untersuchungen einleiten. Das Fakultativprotokoll wurde von den meisten EU-Mitgliedstaaten ratifiziert, jedoch nicht von den fünf Mitgliedstaaten Bulgarien, Irland, Niederlande, Polen und Portugal und auch nicht von der EU selbst. Zu den wesentlichen Bedenken im Zusammenhang mit der Ratifizierung durch die EU gehören mögliche Folgen dieser Ratifizierung für das innerstaatliche Recht der Mitgliedstaaten, die das Fakultativprotokoll noch nicht ratifiziert haben. Insbesondere sind einige Mitgliedstaaten besorgt, dass alle Mitgliedstaaten – darunter auch die Mitgliedstaaten, die sich ausdrücklich entschieden haben, das Fakultativprotokoll als Staat nicht zu ratifizieren – gezwungen wären, sich an die Auslegung des Ausschusses für die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu halten, sollte dieser eine für die EU nachteilige Stellungnahme abgeben. Das offensichtlichste Problem infolge der verzögerten Ratifizierung durch die EU ist jedoch die Rechtsunsicherheit für die Bürgerinnen und Bürger in den Mitgliedstaaten, die das Fakultativprotokoll ratifiziert haben: Einige Rechte (diejenigen, die in den Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten fallen) wären vor dem Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen einklagbar, während dies für andere (diejenigen, die in den gemeinsamen oder ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der EU fallen) nicht gelten würde. Die ablehnende Haltung der EU gegenüber der Ratifizierung des Fakultativprotokolls dürfte nachlassen, sobald oder sofern alle verbleibenden EU-Mitgliedstaaten das Fakultativprotokoll innerstaatlich ratifizieren und somit ihre eigenen Verpflichtungen gemäß dem Übereinkommen an die Verpflichtungen der EU angleichen. 

Zugang zur Justiz 

In dem Bericht wird der Kommission nahegelegt, gemeinsam mit dem Gerichtshof der Europäischen Union an Strategien für Kommunikation und Barrierefreiheit zu arbeiten, damit Menschen mit Behinderungen das Rechtssystem der EU in Anspruch nehmen können. 

Gegenseitige Anerkennung des Behindertenstatus 

Derzeit gibt es keine gegenseitige Anerkennung des Behindertenstatus in den EU-Mitgliedstaaten, was zu Hindernissen für Menschen mit Behinderungen führt, wenn sie zwecks Arbeit, Studium oder aus sonstigen Gründen in einen anderen Mitgliedstaat umziehen. In der Strategie für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 2021–2030 wird die Einführung eines EU-Behindertenausweises bis Ende 2023 vorgeschlagen, um so die Ergebnisse des Pilotprojekts zu einem EU-Behindertenausweis und einem Parkausweis für Menschen mit Behinderungen umzusetzen. Der EU-Behindertenausweis dürfte ein sehr wichtiges Instrument sein, das Menschen mit Behinderungen helfen soll, ihr Recht auf Freizügigkeit in einer barrierefreien Union auszuüben. Daher sollte er in allen Mitgliedstaaten verbindlich sein. 

Rechte der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr und Mobilität 

Im Bericht wird die Neufassung der Verordnung über die Fahrgastrechte im Eisenbahnverkehr begrüßt, insbesondere die allmähliche Abschaffung der derzeitigen Ausnahmen für die Mitgliedstaaten und die Verkürzung des Ankündigungszeitraums, den Menschen mit Behinderungen oder eingeschränkter Mobilität einhalten müssen. Den Mitgliedstaaten wird nahegelegt, für kürzere Ankündigungszeiträume zu sorgen, damit Menschen mit Behinderungen oder eingeschränkter Mobilität noch weitaus spontaner und einfacher reisen können.

Als Reaktion auf die Petition Nr. 0535/2017 hat der Petitionsausschuss in seiner Sitzung am 24. April 2018 beschlossen, die Mitgliedstaaten dazu aufzufordern, über die erzielten Fortschritte bei der Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen Bericht zu erstatten. Bis heute haben 24 Mitgliedstaaten eine Antwort eingereicht, vier Antworten stehen noch aus (Dänemark, Italien, Spanien und Zypern). In den Antworten werden unter anderem die vorgesehenen Anlaufstellen, die Umsetzungs- und Überwachungsrahmen sowie verschiedene nationale Pläne beschrieben, mit denen die Rechte der Menschen mit Behinderungen gefördert und geschützt werden sollen.

Die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr bietet den Mitgliedstaaten die Option, nationale Ausnahmen in Bezug auf die Anwendung der Bestimmungen der Verordnung auf die innerstaatlichen Personenverkehrsdienste zu gewähren. Die meisten nationalen Ausnahmen gewährten Lettland und Rumänien[footnoteRef:20]. In Petition Nr. 0857/2016 wurde in einer Beschwerde insbesondere die Situation in Rumänien angeführt. Dabei wies die Petentin darauf hin, dass das innerstaatliche Eisenbahnnetz in Rumänien nicht auf die Bedürfnisse der Menschen mit Behinderungen oder eingeschränkter Mobilität ausgerichtet sei. [20:  https://ec.europa.eu/transport/sites/transport/files/summary_table.pdf] 


Barrierefreiheit

In Bezug auf die Barrierefreiheit wurde die Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen („europäischer Rechtsakt zur Barrierefreiheit“) verabschiedet, um die Bestimmungen hinsichtlich der Barrierefreiheitsanforderungen für bestimmte Produkte und Dienstleistungen zu harmonisieren. Eine Harmonisierung führt zur Beseitigung von Hindernissen auf dem Binnenmarkt und zu mehr barrierefreien Produkten und Dienstleistungen, was wiederum eine inklusivere Gesellschaft zur Folge hat und Menschen mit Behinderungen die eigenständige Lebensführung erleichtert. Dies ist zwar ein Schritt in die richtige Richtung, aber Organisationen der Zivilgesellschaft haben ihre Enttäuschung darüber zum Ausdruck gebracht, dass die Richtlinie keine weiteren Schritte vorsieht, da der barrierefreie Zugang zur bebauten Umgebung und eine Verpflichtung zur Konformität in Verbindung mit der Vergabe öffentlicher Aufträge und der Nutzung von EU-Mitteln nicht in den Geltungsbereich der Richtlinie aufgenommen wurde.

Aufgrund dieser Versäumnisse wird der Rat in dem Bericht aufgefordert, seine Blockadehaltung aufzugeben und die Annahme der Antidiskriminierungsrichtlinie der EU zu beschleunigen. Es wird hervorgehoben, dass der Geltungsbereich dieser Richtlinie nicht unangemessen eingeschränkt werden sollte, damit keine weiteren Beschwerden in Bezug auf den europäischen Rechtsakt zur Barrierefreiheit eingehen. Es wird insbesondere bedauert, dass der barrierefreie Zugang zur bebauten Umgebung nicht in den Geltungsbereich des Rechtsakts zur Barrierefreiheit aufgenommen wurde, und die Kommission wird aufgefordert, einen stabilen EU-Rahmen für eine barrierefreie und inklusive Umgebung zu verabschieden.

Es wird erneut darauf hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen gemäß der Richtlinie (EU) 2016/2102 sicherstellen müssen.

Darüber hinaus bezieht sich der Bericht auf die Petition Nr. 1056/2016 im Namen der Europäischen Union der Gehörlosen, mit der das Parlament aufgefordert wird, die Einreichung von Petitionen in den in der EU gebräuchlichen nationalen Gebärdensprachen zu ermöglichen. Eine dienststellenübergreifende Arbeitsgruppe für Gebärdensprache arbeitet an den im Parlament erforderlichen Maßnahmen, um den Antrag des Petenten umzusetzen und Gebärdenden die Ausübung des Grundrechts auf Petition besser zugänglich zu machen.

Vergabe öffentlicher Aufträge 

Im Bericht wird erneut darauf hinweisen, dass die Vergabe öffentlicher Aufträge so erfolgen sollte, dass die Grundrechte der Begünstigten gewahrt bleiben. Es wird hervorgehoben, dass sich die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Rechtsvorschriften zur Vergabe öffentlicher Aufträge an das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen halten müssen.

Inklusive Bildung

Die in den Mitgliedstaaten umgesetzten Strategien für inklusive Bildung werden begrüßt, aber die Mitgliedstaaten werden in dem Bericht auch dazu aufgefordert, weitere Schritte zur Erweiterung der Kapazitäten der Bildungssysteme zu unternehmen, um allen Lernenden hochwertige Bildung zur Verfügung zu stellen, da inklusive Bildung die Grundlage für einen inklusionsgeprägten Arbeitsmarkt bildet.

Text in Leichter Sprache

Der Berichterstatter möchte, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu diesem Bericht haben. Aus diesem Grund finden Sie nachstehend eine Fassung des Berichts in Leichter Sprache. Der Berichterstatter möchte Inclusion Europe und Autism Europe seinen Dank und seine Wertschätzung für die Erstellung der Fassung des Berichts in leichter Sprache aussprechen.
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Dieser Text ist ein Bericht des Europäischen Parlaments.
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	Das Europäische Parlament macht Gesetze 
für die Bevölkerung in der Europäischen Union. 

Gesetze sind Regeln, die wir befolgen müssen.
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	Die Europäische Union ist eine Gruppe von 27 Ländern.
Wir nennen sie die EU.

Die Länder handeln gemeinsam 
in Politik und Wirtschaft.

Die EU macht Gesetze 
für die Menschen in diesen Ländern.
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	In diesem Bericht geht es um Petitionen 
für Menschen mit Behinderungen. 

Petitionen sind Forderungen von Menschen 
an den Petitionsausschuss. 

Der Petitionsausschuss ist Teil 
des Europäischen Parlaments. 
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	Der Petitionsausschuss hat direkten Kontakt 
zu der Bevölkerung in der Europäischen Union.
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	Jeder Mensch in der EU, 
der meint, dass seine Rechte nicht geachtet werden, 
kann beim Petitionsausschuss eine Petition einreichen.

Rechte sind das, was wir tun dürfen.
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	[bookmark: _Hlk67641456]Zu viele Menschen mit Behinderungen haben dabei viele Probleme:
	in der Bildung
	bei der Suche nach Arbeit
	bei der Arbeit
	auf Reisen in andere Länder
	bei der Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln
	beim Zugang zu Informationen
	beim Zugang zu Hilfe und Unterstützung
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Das möchten wir ändern:
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	Wir möchten, dass Menschen mit Behinderungen 
die gleichen Rechte haben: 
in allen Bereichen des Lebens
und ohne Diskriminierung. 
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	Darum müssen die Länder der EU festlegen, 
dass ein Mensch mit Behinderungen 
in allen Ländern der EU
als Mensch mit Behinderungen gilt. 
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	Kinder mit Behinderungen müssen in der EU 
in die gleiche Schule gehen dürfen 
wie Kinder ohne Behinderungen 
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	Es muss möglich sein, ohne Hindernisse
in ein anderes Land in der EU zu reisen.
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	Es muss möglich sein, 
in allen Ländern in der EU 
ohne Hindernisse 
öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen.

Es muss möglich sein, 
in allen Ländern in der EU 
ohne Hindernisse
in ein Gebäude zu kommen.
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	Menschen, die Petitionen einreichen, 
müssen das Recht haben, 
das in Gebärdensprache zu tun.


	[image: ]
	Wir möchten, dass man Menschen mit Behinderungen 
würdigt und wertschätzt.

Das bedeutet, dass wir alle gleich sind und
wir gleichzeitig alle etwas Besonderes sind.
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	Jeder Mensch kann etwas Besonderes.
Das ist im Leben in allen Bereichen nützlich.
In einer EU ohne Hindernisse. 





Unvollständige Liste der für diesen Bericht untersuchten Petitionen


	2582/2013
	zur angeblichen Diskriminierung von Kindern mit Behinderung seitens der spanischen Behörden

	2551/2014
	zur Diskriminierung am Arbeitsplatz

	0074/2015
	zur prekären Lage von Behinderten in Ungarn

	0098/2015
	zur Unterstützung von Betreuungspersonen aus der Familie von Menschen mit Behinderung in Italien

	1140/2015
	zu Zugangsrechten für Personen, die Assistenzhunde benötigen, innerhalb der Europäischen Union

	1305/2015
	zu Problemen von Menschen mit Behinderungen, zugängliche Informationen von staatlichen Behörden in Irland zu erhalten

	1394/2015
	zur Vergaberichtlinie der Europäischen Union und deren einzelstaatlicher Umsetzung, die Diskriminierung aufgrund von Behinderung verursache

	0172/2016
	zur Herabstufung von Behinderungsgraden in der Autonomen Gemeinschaft Valencia

	0857/2016
	zu den Schwierigkeiten von Personen mit eingeschränkter Mobilität in Rumänien

	1056/2016
	zur Beantragung beim Europäischen Parlament, die Einbringung von Petitionen in den in der EU gebräuchlichen nationalen Gebärdensprachen zu ermöglichen

	1147/2016
	zur Gesundheitsversorgung und Sozialhilfe für pflegebedürftige Personen (kranke und ältere Personen, Personen mit Lernschwächen, Autismus usw.)

	0535/2017
	zur Mobilität von Menschen mit Behinderungen in der Europäischen Union

	1077/2017
	zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen

	0356/2018
	zu Problemen von Menschen mit Behinderungen in Bulgarien

	0367/2018
	zum Recht auf Arbeit für Menschen mit Behinderungen

	0371/2018
	zur integrativen schulischen Betreuung von Kindern mit besonderen Bedürfnissen

	0530/2018
	zum Einfluss der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) auf den Zugang zum Internet für Personen mit Erkrankungen

	0724/2018
	zu Grundrechten von Personen mit nicht anerkannten Behinderungen

	0808/2018
	zu den Gesundheitsauswirkungen von LED-Licht

	0959/2018
	zur Verweigerung von Gesundheitsleistungen für Menschen mit Behinderungen in Rumänien

	0756/2019
	zu einem EU-weiten Behindertenausweis

	0758/2019
	zur Nutzung des EU-Parkausweises in den Niederlanden

	0954/2019
	zu Maßnahmen gegen die Diskriminierung von Gehörlosen und Schwerhörigen

	1124/2019
	zum Behindertenausweis in Deutschland

	1170/2019
	zu den Rechten von Menschen mit Behinderungen in Griechenland

	1262/2019
	zur Anerkennung des Behindertengrades in einem anderen Mitgliedstaat

	0294/2020
	zu den unzureichenden Leistungen der sozialen Sicherheit, die in Lettland an Personen mit Behinderungen geleistet würden

	0470/2020
	zu den Rechten von Menschen mit geistigen Behinderungen in der COVID-19-Krise

	0527/2020
	zum Datenschutz der deutschen Steuerbehörden

	0608/2020
	zur Inklusion von Menschen mit Behinderung

	0768/2020
	zum Umgang mit Senioren- und Pflegeheimen während der COVID-19-Pandemie in Kastilien und León

	0988/2020
	zu zugänglichen Unterkünften für Menschen mit Behinderungen und mit eingeschränkter Mobilität

	1052/2020
	zu einer Sonderschule in Vedemoro (Spanien)

	1139/2020
	zum Mangel an Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit Behinderungen in Galicien

	1205/2020
	zur EU-weiten Einführung von Werkstätten für Menschen mit Behinderung

	1299/2020
	zur gleichen Anerkennung des Grades der Behinderung von Menschen mit seltenen Krankheiten in Spanien

	0103/2021
	zum Recht auf Bildung für Kinder mit Behinderungen in Spezialeinrichtungen in Spanien
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